	[image: ]
	GSI Helmholtzzentrum für
Schwerionenforschung GmbH
Planckstraße 1
64291 Darmstadt
www.gsi.de




	[image: ]
	
GSI Helmholtzzentrum für
Schwerionenforschung GmbH
Planckstraße 1
64291 Darmstadt
www.gsi.de



INHALTSVERZEICHNIS / TABLE OF CONTENTS
Übersicht über enthaltene Formblätter / Overview of included forms
1	DEUTSCHE VERSION	2
1.1	Eigenerklärung zur Eignung nach §§ 123, 124 GWB	3
1.2	Eigenerklärung MiLoG	5
1.3	Eigenerklärung Betriebs-/Berufshaftpflicht	6
1.4	Weitere Angaben zum Bieter	7
1.5	Eigenerklärung zur Verordnung (EU) 833/2014	9
1.6	Eigenerklärung ISO 9001	11
1.7	Technische und berufliche Leistungsfähigkeit	12
Abrufverfahren und Reaktionszeiten	12
1.8	Technische und berufliche Leistungsfähigkeit	13
Sicherheits-, Kommunikations-, und Meldetechnik & Dokumentation	13
1.9	Technische und berufliche Leistungsfähigkeit	15
Regelleistung - Werkschutz-, Leitstellen- und Empfangsdienst (24/7)	15
1.10	Technische und berufliche Leistungsfähigkeit	17
Personal- und Leistungsanforderungen	17
1.11	Technische und berufliche Leistungsfähigkeit	21
Qualitätsmanagement und Leistungsqualität - Leistungsbeschreibung Ziffer 6.1	21










[bookmark: _Toc208310123][bookmark: _Toc242273212]DEUTSCHE VERSION
[bookmark: _Hlk220911373]HINWEIS:
Dieses Dokument entfaltet im Falle der Beauftragung dadurch seine Wirksamkeit, dass der Bewerber/Bieter es als Bestandteil der Eignungsunterlagen eingereicht hat.


Ich/Wir versichere/-n mit meiner/unserer Unterschrift auf dem Teilnahmeantrag bzw. Angebot bzw. mit der elektronischen Einreichung des Teilnameantrags bzw. Angebots in Textform nach § 126b BGB die Richtigkeit der Angaben.


	     


Name und Anschrift des Bewerbers bzw. Bieters
[bookmark: _Toc208310125][bookmark: _Toc242273213]Eigenerklärung zur Eignung nach §§ 123, 124 GWB
Mir/Uns ist bekannt, dass ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausgeschlossen werden muss, wenn der Auftraggeber Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren Verhalten dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach:
a) § 129 StGB (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a StGB (Bildung terroristischer Vereinigungen), § 129b StGB (kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland),
b) § 89c StGB (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Abs. 2 Nr. 2 StGB zu begehen,
c) § 261 StGB (Geldwäsche, Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte),
d) § 263 StGB (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union, gegen Haushalte, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden, oder gegen öffentliche Haushalte richtet,
e)  § 264 StGB (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union, gegen Haushalte, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden, oder gegen öffentliche Haushalte richtet,
f) § 299 StGB (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr),
g) § 108e StGB (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern),
h) den §§ 333 und 334 StGB (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a StGB (Ausländische und internationale Bedienstete),
i) Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) oder
j) den §§ 232 und 233 StGB (Menschenhandel) oder § 233a StGB (Förderung des Menschenhandels).
Einem Verstoß gegen diese Vorschriften gleichgesetzt sind Verstöße gegen vergleichbare Vorschriften anderer Staaten. Ein Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist einem Unternehmen zuzurechnen, wenn sie als für die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehört auch die Überwachung der Geschäftsführung oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung.
Mir/Uns ist weiterhin bekannt, dass ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Wettbewerb als Bewerber oder Bieter ausgeschlossen werden muss, wenn
a) es seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung nicht nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde 
b) oder der Auftraggeber einen solchen Verstoße sonst nachweisen kann.
Mir/Uns ist weiterhin bekannt, dass ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Wettbewerb als Bewerber oder Bieter ausgeschlossen werden kann, wenn
a) das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat,
b) das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat,
c) das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit nachweislich eine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird,
d) der öffentliche Auftraggeber über hinreichende Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das Unternehmen Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen hat, die eine Verhinderung, Einschränkung   oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken,
e) das Unternehmen eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat, auch wenn dies nicht zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat,
f) das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien eine schwerwiegende Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten hat oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu übermitteln.
Ich/Wir versichere/-n hiermit, dass keine der zuvor genannten Verfehlungen vorliegen, die einen Ausschluss von der Teilnahme am Vergabeverfahren rechtfertigen könnten.
Ich/Wir verpflichte/-n mich/uns, die vorstehende Erklärung auch von Nachunternehmern zu fordern und vor Vertragsschluss bzw. spätestens vor Zustimmung des Auftraggebers zur Unterbeauftragung vorzulegen.
Ich/Wir versichere/-n die Richtigkeit der Angaben.


[bookmark: _Toc208310126][bookmark: _Toc242273214]Eigenerklärung MiLoG
[bookmark: _Hlk222399825]Eigenerklärung zu Verstößen gegen das SchwarzArbG, das AEntG, das AufenthG sowie gegen das MiLoG
Ich/wir erkläre(n), dass weder das Unternehmen noch Angehörige des Unternehmens im Zusammenhang mit der Tätigkeit für das Unternehmen
· nach den in § 21 des Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit (Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz) genannten Vorschriften (insbesondere dessen §§ 8 ff.) mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße von wenigstens 2.500 Euro belegt worden sind;
· wegen eines Verstoßes gegen § 23 des Gesetzes über zwingende Arbeitsbedingungen für grenzüberschreitend entsandte und für regelmäßig im Inland beschäftigte Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen (Arbeitnehmer-Entsendegesetz) mit einer Geldbuße von wenigstens 2.500 Euro belegt worden sind;
· wegen eines in § 98c des Gesetzes über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration von Ausländern im Bundesgebiet (Aufenthaltsgesetz - AufenthG) genannten Verstoßes mit einer Geldbuße von wenigstens 2.500 Euro belegt bzw. zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen rechtskräftig verurteilt worden sind;
· wegen eines Verstoßes gegen § 21 des Gesetzes zur Regelung eines allgemeinen Mindestlohns (MiLog) mit einer Geldbuße von wenigstens 2.500 Euro belegt worden sind.
Mit Annahme dieses Auftrags erkläre ich/wir, dass die in meinem/unseren Unternehmen beschäftigten Arbeitnehmer nicht unter den in meinem/unseren Unternehmen geltenden Lohntarifen entlohnt werden. Bzw. werden die in meinem/unseren Unternehmen beschäftigten nichttarifgebundenen Arbeitnehmer nicht unter den Mindestentgelt-Regelungen des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes gemäß § 21 Abs. 3 AEntG bzw. Mindestlohngesetzes gemäß § 19 Abs. 3 MiLoG entlohnt.
Mir/Uns ist bekannt, dass ein Verstoß gegen entsprechende Normen anderer Staaten einem Verstoß gegen die oben genannten Normen gleichsteht.
Straf- und Bußgeldverfahren wegen Verstoßes gegen die genannten Gesetze oder gegen entsprechende Normen anderer Staaten sind gegen mich/uns nicht anhängig.
Ich/Wir verpflichte/-n mich/uns, die vorstehende Erklärung auch von Nachunternehmern zu fordern und vor Vertragsschluss bzw. vor Zustimmung des Auftraggebers zur Unterbeauftragung vorzulegen.
Mir/Uns ist bekannt, dass der Auftraggeber auch im Falle der o. g. Erklärung jederzeit zusätzliche Auskünfte des Gewerbezentralregisters nach § 150a der Gewerbeordnung anfordern kann.

[bookmark: _Toc208310127][bookmark: _Toc242273215]Eigenerklärung Betriebs-/Berufshaftpflicht


	Versicherungsunternehmen
	     

	Versicherungssumme in EURO
	     



[bookmark: _Hlk219973979]Der/Die Auftragnehmer*in ist verpflichtet, für die von ihm/ihr eingesetzte Personen eine Haftpflichtversicherung mit Deckungssummen je Schadensfall von mindestens
		5.000.000,00 Euro für Personenschäden, 
		1.000.000,00 Euro für Sachschäden, 
		1.000.000,00 Euro für Vermögensschäden 
		500.000,00 Euro für Bearbeitungsschäden und
		500.000,00 Euro für Schlüsselverlust 
und während der Vertragsdauer aufrechtzuerhalten. Dem Auftraggeber ist ein entsprechender Nachweis vor Vertragsbeginn für die gesamte Vertragslaufzeit vorzulegen.

	Versicherungsunternehmen
	     

	Versicherungssumme in EURO
	Personenschäden
	      €

	
	Sachschäden
Vermögensschäden
	      €

	
	Vermögensschäden
	      €

	
	Bearbeitungsschäden
	      €

	
	Schlüsselverlust
	      €



Falls eine Betriebs-/Berufshaftpflichtversicherung noch nicht vorhanden ist, bitte folgendes ankreuzen: 


	Bereitschaft zum Abschluss einer Betriebs-Berufshaftpflichtversicherung im Auftragsfall
	|_| Ja                           |_| Nein



Zur Info: Hat der Bewerber keine Betriebs-/Berufshaftpflichtversicherung bzw. nicht die Absicht im Auftragsfall eine abzuschließen, führt dies zwingend zum Ausschluss.



[bookmark: _Toc208310129][bookmark: _Toc242273216]Weitere Angaben zum Bieter
[bookmark: _Hlk207984930]Im Zuge der Einführung neuer Anforderungen für EU-weit vergebene Aufträge (sog. eForms) sind öffentliche Auftraggeber ab dem 25.10.2023 verpflichtet, in Vergabebekanntmachungen (bisher Bekanntmachung über vergebene Aufträge) die unten aufgeführten Angaben zu den Auftragnehmern veröffentlichen.
Vor diesem Hintergrund sind für jeden Bieter und bei Bietergemeinschaften für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft die folgenden Angaben zu machen und mit dem Angebot, im Fall vorgelagerter Teilnahmewettbewerbe mit dem Teilnahmewettbewerb einzureichen.
Nationale Identifikationsnummer
Für Unternehmen bzw. andere Wirtschaftsteilnehmende ist grundsätzlich die jeweilige Wirtschafts-Identifikationsnummer einzutragen. Da diese noch nicht eingeführt wurde, ist eine andere eindeutige Identifikationsnummer eindeutig identifizierbar zu benennen, vorzugsweise die jeweilige Umsatzsteuer-ID (z.B. DE124356789) oder ein Registereintrag, in Deutschland vorzugsweise aus dem jeweiligen Handelsregister (z.B. HRA 12345). Nur bei natürlichen Personen kann zum Schutz personenbezogener Daten "keine Angabe" eingetragen werden.[footnoteRef:1] [1:  Die Hinweise wurden in an Anlehnung an die deutsche eForms-Spezifikation zur Nationalen Identifikationsnummer erstellt.] 

	Angabe der Nationalen Identifikationsnummer: 

	Nummer:       

	Art: Wählen Sie ein Element aus.
|_| Wirtschafts-Identifikationsnummer
|_| D-U-N-S-Identifikationsnummer
|_| Handelsregisternummer
|_| Umsatzsteuer-Identifikationsnummer
|_| Andere
|_| keine Angabe



Größe des Wirtschaftsteilnehmers
[bookmark: _Hlk208326595]Eine Einordnung erfolgt gemäß Statistischem Bundesamt über folgende Definition:
Kleinstunternehmen:		bis 9 Beschäftigte und bis 2 Millionen Euro Umsatz
Kleines Unternehmen:		bis 49 Beschäftigte und bis 10 Millionen Euro Umsatz und
kein Kleinstunternehmen
Mittleres Unternehmen:	bis 249 Beschäftigte und bis 50 Millionen Euro Umsatz und
kein kleines Unternehmen
Großunternehmen:		über 249 Beschäftigte oder über 50 Millionen Euro Umsatz


	Angabe der Größe des Wirtschaftsteilnehmers Wählen Sie ein Element aus

	|_| Kleinstunternehmen
|_| Kleines Unternehmen
|_| Mittleres Unternehmen
|_| Großunternehmen


[bookmark: _Hlk208326637][bookmark: _Hlk208326768]Nationalität des Eigentümers
Die Angabe der Nationalität des wirtschaftlichen Eigentümers des beauftragten Unternehmens ist verpflichtend, wenn das beauftragte Unternehmen nicht börsennotiert ist.
Die Staatsangehörigkeit (bzw. Staatsangehörigkeiten) des(der) wirtschaftlichen Eigentümer(s) des Gewinners, laut Eintrag in dem(den) gemäß den Rechtsvorschriften zur Bekämpfung der Geldwäsche eingerichteten Register(n). Wenn kein entsprechendes Register vorhanden ist (z.B. bei Nicht-EU-Auftragnehmern), Informationen aus anderen Quellen.[footnoteRef:2] [2:  Die Hinweise wurden der deutschen eForms-Spezifikation zur Nationalität des Eigentümers entnommen.] 

Weitere Informationen finden Sie unter:

	Angaben zur Nationalität des Eigentümers

	Das Unternehmen ist börsennotiert: Wählen Sie ein Element aus.
|_| Ja
|_| Nein

Falls das Unternehmen nicht börsennotiert ist, Angabe der Staatsangehörigkeit(en):
     




[bookmark: _Toc208310130][bookmark: _Toc242273217][bookmark: _Hlk220671648]Eigenerklärung zur Verordnung (EU) 833/2014
Die nachfolgende Erklärung gebe/n ich/wir verbindlich ab (ggf. zugleich in Vertretung für die lt. Teilnahmeantrag / Angebot Vertretenen auch für diese):
1.	Der / die Bewerber / Bieter gehört / gehören nicht zu den 
in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 über restriktive Maßnahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine destabilisieren,
genannten Personen oder Unternehmen, die einen Bezug zu Russland im Sinne der Vorschrift aufweisen, 
a) durch die russische Staatsangehörigkeit des Bewerbers/Bieters oder die Niederlassung des Bewerbers / Bieters in Russland,
b) durch die Beteiligung einer natürlichen Person oder eines Unternehmens, auf die eines der Kriterien nach Buchstabe a) zutrifft, am Bewerber / Bieter über das Halten von Anteilen im Umfang von mehr als 50%,
c) durch das Handeln der Bewerber / Bieter im Namen oder auf Anweisung von Personen oder Unternehmen, auf die die Kriterien der Buchstaben a) und/oder b) zutrifft.
2.	Die am Auftrag als Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Unternehmen, deren Kapazitäten im Zusammenhang mit der Erbringung des Eignungsnachweises in Anspruch genommen werden, beteiligten Unternehmen, auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt, gehören ebenfalls nicht zu dem in der Vorschrift genannten Personenkreis mit einem Bezug zu Russland im Sinne der Vorschrift.
3.	Es wird bestätigt und sichergestellt, dass auch während der Vertragslaufzeit keine als Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Unternehmen, deren Kapazitäten im Zusammenhang mit der Erbringung des Eignungsnachweises in Anspruch genommen werden, beteiligten Unternehmen eingesetzt werden, auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt.


Artikel 5k der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 lautet wie folgt:
(1)   Es ist verboten, öffentliche Aufträge oder Konzessionen, die in den Anwendungsbereich der Richtlinien über die öffentliche Auftragsvergabe sowie unter Artikel 10 Absatz 1, Absatz 3, Absatz 6 Buchstaben a bis e, Absatz 8, Absatz 9 und Absatz 10 und die Artikel 11, 12, 13 und 14 der Richtlinie 2014/23/EU, unter die Artikel 7 und 8, Artikel 10 Buchstaben b bis f und h bis j der Richtlinie 2014/24/EU, unter Artikel 18, Artikel 21 Buchstaben b bis e und g bis i, Artikel 29 und Artikel 30 der Richtlinie 2014/25/EU und unter Artikel 13 Buchstaben a bis d, f bis h und j der Richtlinie 2009/81/EG fallen, an folgende Personen, Organisationen oder Einrichtungen zu vergeben bzw. Verträge mit solchen Personen, Organisationen oder Einrichtungen weiterhin zu erfüllen:
a)           russische Staatsangehörige oder in Russland niedergelassene natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen,
b)           juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, deren Anteile zu über 50 % unmittelbar oder mittelbar von einer der unter Buchstabe a genannten Organisationen gehalten werden, oder
c)            natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die im Namen oder auf Anweisung einer der unter Buchstabe a oder b genannten Organisationen handeln,
auch solche, auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt, Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Unternehmen, deren Kapazitäten im Sinne der Richtlinien über die öffentliche Auftragsvergabe in Anspruch genommen werden.
(2)   Abweichend von Absatz 1 können die zuständigen Behörden die Vergabe oder die Fortsetzung der Erfüllung von Verträgen genehmigen, die bestimmt sind für
a)           den Betrieb ziviler nuklearer Kapazitäten, ihre Instandhaltung, ihre Stilllegung, die Entsorgung ihrer radioaktiven Abfälle, ihre Versorgung mit und die Wiederaufbereitung von Brennelementen und die Weiterführung der Planung, des Baus und die Abnahmetests für die Indienststellung ziviler Atomanlagen und ihre Sicherheit sowie die Lieferung von Ausgangsstoffen zur Herstellung medizinischer Radioisotope und ähnlicher medizinischer Anwendungen, kritischer Technologien zur radiologischen Umweltüberwachung sowie für die zivile nukleare Zusammenarbeit, insbesondere im Bereich Forschung und Entwicklung,
b)           die zwischenstaatliche Zusammenarbeit bei Raumfahrtprogrammen,
c)            die Bereitstellung unbedingt notwendiger Güter oder Dienstleistungen, wenn sie ausschließlich oder nur in ausreichender Menge von den in Absatz 1 genannten Personen bereitgestellt werden können,
d)           die Tätigkeit der diplomatischen und konsularischen Vertretungen der Union und der Mitgliedstaaten in Russland, einschließlich Delegationen, Botschaften und Missionen, oder internationaler Organisationen in Russland, die nach dem Völkerrecht Immunität genießen.
e)            den Kauf, die Einfuhr oder die Beförderung von Erdgas und Erdöl, einschließlich raffinierter Erdölerzeugnisse, sowie von Titan, Aluminium, Kupfer, Nickel, Palladium und Eisenerz aus oder durch Russland in die Union, oder
f)            den Kauf, die Einfuhr oder die Beförderung von Kohle und anderen festen fossile Brennstoffen, die in Anhang XXII aufgeführt sind, bis 10. August 2022.
(3)   Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission über jede nach diesem Artikel erteilte Genehmigung innerhalb von zwei Wochen nach deren Erteilung.
(4)   Die Verbote gemäß Absatz 1 gelten nicht für die Erfüllung — bis zum 10. Oktober 2022 — von Verträgen, die vor dem 9. April 2022 geschlossen wurden.


[bookmark: _Toc219974414][bookmark: _Toc242273218]Eigenerklärung ISO 9001

[bookmark: _Hlk222400059][bookmark: _Toc219974415]Eigenerklärung zur Einhaltung der Normen im Sinne der ISO 9001 (oder einer gleichwertigen Norm)

Hiermit erklären wir, dass die Normen im Sinne der ISO 9001 eingehalten werden. Alle herzustellenden Module werden durch einen genehmigten und formalen Prozess unterstützt, der dazu dient, jede Phase der Entwicklung, Herstellung und Prüfung zu überwachen und aufzuzeichnen.
Wir werden im Falle einer Beauftragung einen angemessenen Satz von Prozessbeschreibungen und Dokumenten übergeben, die die Einhaltung der ISO 9001 (oder einer gleichwertigen Norm) belegen.



[bookmark: _Toc242273219]Technische und berufliche Leistungsfähigkeit 
[bookmark: _Toc242273220]Abrufverfahren und Reaktionszeiten
Zum Nachweis der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit, bestätigt der Bieter mit Einreichung dieses Dokumentes die folgenden Punkte 1.7 bis 1.11 der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit
· Kurzfristige Bedarfsleistung (Leistungsbeschreibung Ziffer 4.4.2):
Bereitstellung zusätzlichen qualifizierten Personals innerhalb von 120 Minuten nach Abruf durch die AG. Der AN hält hierfür geeignete Springer mit Ortskenntnis vor.
Für kurzfristige Bedarfsleistungen gilt der Zuschlag gemäß Kalkulationsblatt (Anlage 3).
· Planbare Bedarfsleistung (Leistungsbeschreibung Ziffer 4.4.1):
Anzeige durch die AG mindestens drei Werktage im Voraus; der AN bestätigt die Machbarkeit innerhalb von acht Stunden. Ein Zuschlag fällt nicht an.


[bookmark: _Toc242273221]Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
[bookmark: _Toc242273222]Sicherheits-, Kommunikations-, und Meldetechnik & Dokumentation
· Bereitstellung (Leistungsbeschreibung Ziffer 2.6):
Vom AN zu stellen und zu betreiben ist die Sicherheits- und Einsatz-managementsoftware einschließlich Wächterkontrollsystem, elektronischem Wachbuch und Kontrollstellen (LV Ziffer 7)
· Sicherheits- und Einsatzmanagementsoftware Leistungsbeschreibung Ziffer 7.4)
Der AN implementiert im Rahmen der Implementierungsphase eine ganzheitliche Softwarelösung für Sicherheitsdienstleistungen und betreibt sie während der gesamten Vertragslaufzeit. Die Lösung muss mindestens die Bestandteile Dienstplanung, Wächterkontrollsystem, Ereigniserfassung, Wachbuch, Aufgabenerfassung sowie Auswertung und Berichtswesen umfassen. Die Kosten für Beschaffung, Lizenzen, Montage, Einrichtung, Wartung und Instandhaltung sowie für den Ersatz bei Verlust oder Beschädigung erforderlicher Software- und Hardwarekomponenten werden nicht gesondert vergütet, sondern sind in die Preise einzukalkulieren (RV Teil A Ziffer 8).
Die Softwarelösung muss die Anforderungen der DSGVO und des BDSG erfüllen. Sie ist verpflichtend webbasierend und plattformunabhängig über gängige Browser zu nutzen; eine Installation auf Endgeräten der AG darf nicht erforderlich sein müssen. Der Zugriff muss auch mobil möglich sein. Das Hosting erfolgt innerhalb der Europäischen Union; die Datenübertragung erfolgt verschlüsselt. Die AG erhalten Zugang zu sämtlichen Bestandteilen für fünf Nutzende; die Zuordnung der Personen benenn die AG, Änderungen setzt der AN zeitnah und ohne gesonderte Vergütung um.
Die während der Vertragslaufzeit eingetragenen Daten – mit Ausnahme der Dienstplanung – sind den AG nach Beendigung des Vertrags in digitaler Form zu überlassen (LV Ziffer 7.6).
· Wächterkontrollsystem (Leistungsbeschreibung Ziffer 7.5)
Der AN stellt auf seine Kosten ein Wächterkontrollsystem mit bis zu 150 Kontrollstellen zur Verfügung, betreibt es und installiert die Kontrollstellen an allen Standorten. Die Zahl von bis zu 150 Kontrollstellen bezieht sich auf den derzeitigen Bestand der Liegenschaften; übernehmen die AG während der Vertragslaufzeit weitere Gebäude und Flächen der FAIR GmbH, erhöht sich die Zahl der zu stellenden Kontrollstellen entsprechend auf bis zu 250. Die Beschaffung, Installation und Anpassung sämtlicher Kontrollstellen innerhalb dieser Zahl ist mit den Einheitspreisen abgegolten. Das System kann GPS-basierend, mit physischen Kontrollstellen oder als Kombination aus beidem ausgeführt sein; ein rein GPS-basiertes System kann in Gebäuden und Untergeschossen aufgrund von Empfangsstörungen nicht einwandfrei funktionieren. Die genaue Lage der Kontrollpunkte wird in einer gemeinsamen Begehung festgelegt; die AG können die Positionierung während der Vertragslaufzeit ohne zusätzliche Kosten anpassen lassen. Die Kosten für Installation, Ersatz bei Verlust oder Beschädigung, Wartung sowie die zugehörige Softwarelösung sind in die vereinbarten Preise einzukalkulieren und werden nicht gesondert vergütet.
Das System muss offline-fähig sein. Im Rahmen der Revier- und Streifendienste sind alle Kontrollstellen zu bedienen. Als Nachweis der ordnungsgemäßen Leistungserbringung übergibt der AN den AG gemeinsam mit dem Monatsbericht nach LV Ziffer 7.3 ein elektronisches Protokoll (z. B. PDF) mit Datum und Uhrzeit der durchgeführten Kontrollen. Im Zuge der Bestreifung sind die zu bedienenden Kontrollstellen ohne erkennbares Muster anzulaufen. Der AN ist verpflichtet, sämtliche im Rahmen der Vertragserfüllung angebrachten Kontrollstellen und sonstigen Einrichtungen bei Vertragsbeendigung rückstandsfrei zu entfernen und Beschädigungen der Bausubstanz zu beseitigen; die Kosten sind mit der Vergütung abgegolten.
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· Fahrzeugvorhaltung (Leistungsbeschreibung Ziffer 4.2):
Der AN stationiert ab Leistungsbeginn dauerhaft mindestens ein Kraftfahrzeug auf dem GSI-Campus und hält es während der gesamten Vertragslaufzeit kalendertäglich 24 Stunden einsatzbereit vor. Das Fahrzeug muss zum Verkehr auf öffentlichen Straßen zugelassen, haftpflichtversichert, verkehrssicher und im Besitz einer gültigen Hauptuntersuchung sein, damit auch die Außenstellen (LV Ziffer 2.1) angefahren und Fahrten außerhalb des Geländes durchgeführt werden können. Die Vorhaltung eines ausschließlich auf dem Betriebsgelände nutzbaren Fahrzeugs genügt nicht.
Das Fahrzeug dient insbesondere dem Revier- und Streifendienst (LV Ziffer 4.2.4), der Alarmverfolgung und Intervention, dem Anfahren der Außenstellen und der Gästehäuser, dem Transport von Notfallausrüstung sowie den sonstigen Fahrten im Rahmen der abgerufenen Leistungen. Es ist als Fahrzeug des Sicherheitsdienstes erkennbar zu halten; Beschriftung und Beklebung stimmt der AN vor dem Ersteinsatz mit denm AG ab. Dieer AG stellent einen Stellplatz auf dem GSI-Campus bei.
Der AN stellt sicher, dass das Fahrzeug jederzeit betankt, gepflegt und fahrbereit ist. Fällt es aus (insbesondere Wartung, Reparatur, Unfall, Diebstahl), stellt der AN unverzüglich, spätestens innerhalb von 4 Stunden nach Eintritt des Ausfalls, ein gleichwertiges Ersatzfahrzeug; Ausfall und Ersatzstellung dokumentiert er in der Sicherheits- und Einsatzmanagementsoftware. Beschaffung, Zulassung, Versicherung, Kraftstoff, Wartung, Instandhaltung, Reparatur und Ersatz des Fahrzeugs sind in die Einheitspreise einzukalkulieren und werden nicht gesondert vergütet (RV Teil A Ziffer 8).
	Bereitschaft zur Anschaffung eines Fahrzeugs, das für den o.g. Einsatz zur Verfügung steht
	|_| Ja                           |_| Nein



· Drohnengestützte Überwachung (Leistungsbeschreibung Ziffer 4.2.6):
Der AN hält ab Leistungsbeginn dauerhaft mindestens ein einsatzbereites unbemanntes Luftfahrtsystem (UAS) einschließlich Zubehör und Ersatzakkus auf dem GSI-Campus vor, sodass ein drohnengestützter Einsatz grundsätzlich jederzeit vor Ort möglich ist. Die Vorhaltung sowie die erforderliche Qualifikation des Personals sind in die Einheitspreise der Regelleistung einzukalkulieren und werden nicht gesondert vergütet.
Der AN betreibt das UAS stets mit eigenem, qualifiziertem Personal; eine Gestellung ohne Bedien- und Steuerpersonal ist nicht Vertragsgegenstand. Er ist Betreiber im Sinne der Durchführungsverordnung (EU) 2019/947 und trägt sämtliche Betreiber- und Halterpflichten, insbesondere Registrierung, Kompetenznachweise der Fernpiloten, Einholung der erforderlichen Genehmigungen für Flüge über dem Forschungsgelände sowie Abschluss und Nachweis der luftfahrtrechtlichen Haftpflichtversicherung. Der AN stellt sicher, dass je Schicht mindestens eine Kraft mit gültigem EU-Kompetenznachweis eingesetzt ist. Vor dem ersten Einsatz legt der AN den AG ein Einsatz- und Datenschutzkonzept zur Freigabe vor.
	Bereitschaft zur Anschaffung einer Drohne, die für den o.g. Einsatz zur Verfügung steht
	|_| Ja                           |_| Nein



· Bedarfsleistungen (Leistungsbeschreibung Ziffer 4.4):
Für das im Rahmen von Bedarfsleistungen eingesetzte Personal gelten die Qualifikationsanforderungen der Ziffer 5.2 sowie die Dokumentationsanforderungen der Ziffer 7 unverändert. Der AN weist die Freigabe im Bewacherregister (§ 16 BewachV) vor dem Ersteinsatz nach; die übrigen Nachweise nach Teil A Ziffer 5 Nr. 2 sind bei kurzfristigen Einsätzen unverzüglich, spätestens innerhalb von drei Werktagen, nachzureichen.
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· Qualifikationsanforderungen (Leistungsbeschreibung Ziffer 5.2):
Die Mindestanforderungen an die Qualifikation des eingesetzten Personals sind durchgehend sicherzustellen.
LV Ziffer 5.2.1 enthält die allgemeinen Anforderungen, die für alle Sicherheits- und Servicekräfte gelten;
LV Ziffern 5.2.2 bis 5.2.6 enthalten die zusätzlichen profilbezogenen Anforderungen je Personalprofil.
Das eingesetzte Personal muss über ausgeprägtes technisches Verständnis verfügen, um sicherheitstechnische Einrichtungen (Gebäudeleittechnik, Gefahrmeldeanlagen, Videoüberwachung) bedienen und beobachten zu können; in Störfällen müssen Handlungsmaßnahmen abgeleitet und durchgeführt werden können.
Ergänzend gelten die Anforderungen der DIN 77200-1 (oder vergleichbar) als Mindestanforderungen (Teil A Ziffer 5).
· Allgemeine Anforderungen an alle Sicherheits- und Servicekräfte (Leistungsbeschreibung Ziffer 5.2.1):
	[bookmark: _Hlk240463914]Merkmal
	Anforderung / Nachweis

	Zuverlässigkeit und Registrierung
	1. Freigabe im Bewacherregister (§ 16 BewachV) vor Ersteinsatz,
1. beim erstmaligen Einsatz und nach Aufforderung: Führungszeugnis (nicht älter als 3 Monate),
1. jährliche Eigenerklärungen zum Datenschutz und zur Nichtmitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung (Format der AG).
1. Schulungsplan pro auftragsausführende Person

	Erste Hilfe und Brandschutz
	1. Ersthelferausbildung mit regelmäßiger Auffrischung (max. 2-jährig) gemäß DGUV Vorschrift 1, einschließlich AED gemäß DGUV Information 204-010,
1. Brandschutzhelferausbildung (oder gleichwertig) mit regelmäßiger Auffrischung (max. 4-jährig) gemäß DGUV Information 205-023.

	Einweisungen und Ortskenntnis
	1. jährliche Ein- und Unterweisung in die Werkschutzanweisung der AG sowie in die Dienstanweisungen,
1. Kenntnis der standortspezifischen Gefahren (Hochspannung, Chemikalien, radioaktive Stoffe, Druckgasflaschen, Ammoniak-Kühlanlage etc.) nach Unterweisung,
1. Ortskenntnis der zu betreuenden Liegenschaften nach Einarbeitung.

	IT und Kommunikation
	1. PC-Grundkenntnisse und Standardsoftware sowie Interesse an den bei den AG eingesetzten IT-Programmen und die Bereitschaft, sich in diese einzuarbeiten,
1. sichere Bedienung der Kommunikations- und Gefahrmeldetechnik nach Einweisung,
1. Anwendung des elektronischen Wachbuchs und des Wächterkontrollsystems nach Schulung.

	Persönliche Anforderungen
	1. zuverlässig, verschwiegen, vertrauenswürdig; teamfähig, repräsentativer und geübter Umgang mit Menschen,
1. sicheres, höfliches und verbindliches Auftreten; deeskalierende Konfliktkommunikation,
1. körperlich geeignete Verfassung (u. a. Transport des Notfallrucksacks); Nachtdiensttauglichkeit,
1. Erkennen von Risiken und Gefahren sowie ziel- und lösungsorientiertes Handeln.
1. erkennbares Interesse am Objekt und an der Sicherheitsorganisation des AG sowie die Bereitschaft, sich aktiv einzubringen und an der kontinuierlichen Verbesserung mitzuwirken.



· Zusätzliche Anforderungen - Sicherheitsfachkraft (Leistungsbeschreibung Ziffer 5.2.4):
Die Benennung und der entsprechende Nachweis über die geforderten Qualifikationen ist in der Implementierungsphase den AG mitzuteilen.
	Merkmal
	Anforderung / Nachweis

	Qualifikation und Erfahrung
	1. Fachkraft für Schutz und Sicherheit (IHK) oder Geprüfte Schutz- und Sicherheitskraft (GSSK, IHK) oder gleichwertiger Abschluss; mindestens 2-jährige Berufserfahrung im Werkschutz- oder Sicherheitsdienst.
1. Ausweis nach § 18 BewachV sowie das im Bewacherregister hinterlegte Ausweis- oder Identifizierungsdokument

	Sprachen
	1. Deutsch GER-C1, Englisch GER-B1 (Wort und Schrift).

	Fachliche Anforderungen
	1. Führerscheinklasse B; arbeitsmedizinische Vorsorge G26.2 sowie Ausbildung als Atemschutzgeräteträger mit jährlicher Unterweisung im Tragen einer Atemschutz-Vollmaske mit K2-Schraubfilter; Befähigung zur Aufzugsbefreiung nach Unterweisung; Kenntnisse der Alarm- und Störmeldeverfolgung.



· Zusätzliche Anforderungen - Sicherheitsfachkraft (Leistungsbeschreibung Ziffer 5.2.5):
Die Benennung und der entsprechende Nachweis über die geforderten Qualifikationen ist in der Implementierungsphase den AG mitzuteilen.
	Merkmal
	Anforderung / Nachweis

	Qualifikation und Erfahrung
	1. Sachkundeprüfung nach § 34a GewO (IHK) oder gleichwertiger Nachweis,
1. mindestens 1-jährige Berufserfahrung im Werkschutz- oder Sicherheitsdienst.
1. Ausweis nach § 18 BewachV sowie das im Bewacherregister hinterlegte Ausweis- oder Identifizierungsdokument

	Sprachen
	1. Deutsch GER-C1, Englisch GER-B1 (Wort und Schrift).

	Fachliche Anforderungen
	1. Führerscheinklasse B (Führen des Streifenfahrzeugs),
1. arbeitsmedizinische Vorsorge G26.2 sowie Ausbildung als Atemschutzgeräteträger; jährliche Unterweisung Atemschutz-Vollmaske mit K2-Schraubfilter,
1. Befähigung zur Aufzugsbefreiung (nach Unterweisung).



· Zusätzliche Anforderungen - Empfangskraft (Leistungsbeschreibung Ziffer 5.2.6):
Die Benennung und der entsprechende Nachweis über die geforderten Qualifikationen ist in der Implementierungsphase den AG mitzuteilen.
	Merkmal
	Anforderung / Nachweis

	Qualifikation und Erfahrung
	1. abgeschlossene kaufmännische oder vergleichbare Ausbildung (z. B. Hotelfach, Portier, Sekretariat),
1. Sachkundeprüfung nach § 34a GewO oder Abschluss GSSK (IHK).
1. Erfahrung in der Postbearbeitung, im Besucher- und Telefonmanagement sowie in der Raumbuchung ist wünschenswert; sie ist für die vertretungsweise Wahrnehmung der Aufgaben des KBW-Empfangs und der Poststelle nach Ziffer 4.3 erforderlich und wird andernfalls in der Implementierungsphase vermittelt.
1. Ausweis nach § 18 BewachV sowie das im Bewacherregister hinterlegte Ausweis- oder Identifizierungsdokument

	Sprachen
	1. Deutsch GER-C2, Englisch GER-B1 (Wort und Schrift).

	Fachliche Anforderungen
	1. sichere MS-Office-Kenntnisse und Bedienung der Empfangs- und Kommunikationstechnik,
1. Erfahrung im Besucher- und Telefonmanagement.

	Auftreten
	1. repräsentatives, freundliches und strukturiertes Auftreten; ausgeprägte Service- und Dienstleistungsorientierung,
1. Organisationsgeschick, auch bei hohem Besucheraufkommen.
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Der AN betreibt ein dokumentiertes Qualitätsmanagementsystem (z. B. nach DIN EN ISO 9001 oder gleichwertig dokumentiert), das die Leistungen dieser Leistungsbeschreibung abdeckt. Qualitätsziele sind insbesondere die durchgehende, qualifikationsgerechte Besetzung, die Einhaltung der Reaktionszeiten (LV Ziffer 1.3), die vollständige und fristgerechte Dokumentation (LV Ziffer 7) sowie die Vermeidung berechtigter Reklamationen. Die Nachweisführung im Vergabeverfahren richtet sich nach den Vergabeunterlagen. Er setzt hierfür ein EDV-gestütztes Qualitätssicherungssystem zur Gewährleistung und Optimierung der Qualität der vertragsgegenständlichen Leistungen ein; ein bestimmtes Produkt ist nicht vorgeschrieben. Maßstab der geschuldeten Leistungsqualität sind dieser Vertrag, die Werkschutzanweisung, die Dienstanweisung sowie die Konzepte des AN. Die Vertragsparteien sind sich einig, dass nur bei vollständiger Leistungserfüllung Anspruch auf die volle Vergütung besteht.
Im Rahmen seines Qualitätsmanagementsystems richtet der AN ein Reklamations- und Krisenmanagement ein. Alle Reklamationen werden dokumentiert, analysiert und mit geeigneten Korrekturmaßnahmen beantwortet. Der AG erhält auf Anforderung Einsicht in die entsprechenden Unterlagen.
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